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Fallende Preise in der Wasserwirtschaft –  
Hessen auf dem Vormarsch
Der  deutschen  Wasserwirtschaft  könnte  in  na-
her Zukunft ein grundlegender Wandel ihrer Ge-
schäftspraktiken bevorstehen. Durch die jüngeren 
Kartellverfahren gegen kommunale Wasserunter-
nehmen in Hessen ist ein neues Kapitel im deut-
schen  Wassersektor  aufgeschlagen  worden.  In 
Verfahren gegen Wetzlar, Frankfurt und Kassel er-
wirkte die Kartellbehörde bereits drastische Preis-
senkungen um bis zu 30 Prozent. Eine Reihe wei-
terer Verfahren befindet sich in der Vorbereitung. 
Diese  Vorstöße  der  hessischen  Landeskartellbe-
hörde könnten den Anfang einer grundlegenden 
Wende  in  der  Wasserwirtschaft  markieren.  Wie 
bereits im Telekommunikations-, Strom- und Gas-
sektor  zeichnet  sich  auch  hier  eine  Tendenz  für 
effizienteres Wirtschaften der Versorgerunterneh-
men und sinkende Preise für Verbraucher ab. Enor-
me  Preisspannen  im  internationalen  Vergleich, 
aber auch bei den innerdeutschen Wasserpreisen 
verdeutlichen die dringende Notwendigkeit einer 
angemessenen Regulierung für diesen Sektor. In 
den letzten Jahren zahlten Verbraucher zwischen 
50 Cent und 4 Euro für einen Kubikmeter Wasser. 
Diese Preisabweichungen lassen sich nur bedingt 
durch  strukturelle  Unterschiede  der  jeweiligen 
Versorgungsgebiete  erklären.  Wegen  fehlender 
Anreize zur Kostenminimierung sind sie zusätzlich 
ein  Ausdruck  ineffizienter  Wertschöpfung.  Vor 
diesem Hintergrund wird die Bedeutsamkeit einer 
angemessenen Regulierung ersichtlich. 
Die Wasserverteilung stellt einen klassischen Fall 
des natürlichen Monopols dar. Um einen Miss-
brauch dieser Monopolstellung durch überhöhte 
Preissetzung zu verhindern, bedarf es einer ange-
messenen Regulierung. Während etwa in Groß-
britannien die Wasserregulierung seit längerem 
festgeschrieben ist und erfolgreich durchgesetzt 
wird, lassen effizienzorientierte Aktivitäten in 
Deutschland weiter auf sich warten. Das Beispiel 
Großbritanniens zeigt zudem, dass Regulierungs-
erfahrungen aus anderen Sektoren durchaus auch 
auf den Wassersektor übertragbar sind.
Aktuelle Studien belegen, dass die Trinkwasser-
entgelte in Deutschland im internationalen Ver-
gleich zu den höchsten zählen.1 Diese Preisunter-
schiede können nicht nur mit der vergleichsweise 
hohen Qualität und Sicherheit der Trinkwasser-
versorgung erklärt werden.
Große Spreizung von Wasserpreisen  
in Deutschland
Innerhalb Deutschlands gibt es erhebliche Preis-
unterschiede für Trinkwasser. Besonders deutlich 
werden diese Differenzen bei der Betrachtung 
der jährlichen Trinkwasserausgaben eines durch-
schnittlichen Haushalts, die in der Abbildung für 
765 Wasserversorgungsunternehmen dargestellt 
sind. Für den Standardabnahmefall von 150 Ku-
bikmetern, wie er in Hessen angenommen wird, 
ergeben sich jährliche Ausgaben zwischen 88,20 
Euro und 517,20 Euro, was einer Diskrepanz von 
etwa 586 Prozent entspricht.2 Der teuerste Was-
serversorger innerhalb dieser Datenbasis ist da-
bei in Sachsen ansässig, der günstigste Anbieter 
1   Vgl. NUS Consulting Group: International Water Survey and Cost 
Comparison. 2008.
2   Die Angaben beruhen auf Berechnungen auf Basis der Wasser-
preisstatistik 2003 des Bundesverbandes der deutschen Gas- und 
Wasserwirtschaft e.V. (BGW), Bonn. 
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Herr Prof. von Hirschhausen, in einem Verfah-
ren gegen mehrere kommunale Wasserunter-
nehmen in Hessen setzte die Kartellbehörde 
hohe  Preisreduktionen  im  zweistelligen  Pro-
zentbereich durch. Mit welcher Begründung?
Die  hessische  Kartellbehörde  hat  erstmals  in 
der Geschichte der deutschen Wasserwirtschaft 
gegen  drei  Stadtwerke  eine  direkte  Preiskon-
trolle verfügt, weil ihnen überhöhte Preise vor-
geworfen wurden. Das ist eine Innovation, weil 
im  Gegensatz  zu  anderen  Sektoren,  wie  der 
Elektrizitäts- oder der Telekommunikationswirt-
schaft, die Wasserwirtschaft bisher von diesem 
Typus der Regulierung ausgenommen war.
Welche  Preise  beziehungsweise  Kostenstruk-
turen hat die Kartellbehörde dabei zum Maß-
stab genommen?
In  einem  sogenannten  Vergleichsverfahren 
werden  Städte  mit  ähnlicher 
Bevölkerung, ähnlichen tech-
nischen  Strukturen  und  ähn-
lichen  Abnahmestrukturen 
verglichen. In einem Pilotver-
fahren wurden die drei Städte 
Wetzlar, Frankfurt und Kassel 
analysiert. Der jüngsten Rechtsprechung zu Fol-
ge hat der hessische Weg der Kartellverfahren 
Recht und wird daher in Zukunft auch auf ande-
re Gemeinden und Städte angewandt werden.
Welche  Preisunterschiede  gibt    es  zwischen 
den Wasserunternehmen in Hessen?
Die Unterschiede zwischen den Wasserpreisen 
reichen von fünfzig Cent bis zu vier Euro pro Ku-
bikmeter. Eine gewisse Spanne ist normal, weil 
unterschiedliche  Versorger  natürlich  unter-
schiedliche  Kosten  und  Wasserversorgungsty-
pen haben. Nicht normal ist, dass bei gleichen 
oder ähnlichen Strukturmerkmalen weit höhere 
Preise genommen wurden, als in anderen Ge-
meinden.  Das  Verfahren  der  Kartellbehörde 
ist eine Einzelprüfung, aber auch für Gesamt-
deutschland haben die Verfahren große Bedeu-
tung, weil zum ersten Mal überhöhte Preise wis-
senschaftlich nachgewiesen wurden. 
Könnte Hessen als Vorbild für alle Bundeslän-
der dienen?
Hessen gilt bundesweit als ein Vorbild, weil es 
sich bei der Wasserversorgung um ein natür-
liches Monopol handelt. Es herrscht sowohl in 
der Wissenschaft als auch in der Praxis weitge-
hend Einigkeit, dass dieser Sektor reguliert ge-
hört, um überhöhte Preise zu verhindern. Es ist 
damit zu rechnen, dass andere Länder ebenfalls 
aktiv werden, was die Preiskontrolle und -regu-
lierung der Wasserunternehmen angeht. 
Welche politischen Weichenstellungen sollten 
erfolgen,  um  adäquate  Wasserpreise  in  Zu-
kunft garantieren zu können?
Die Länder und die Kartellbehörden sollten in 
Verbindung  mit  den  zuständigen  Ministerien 
die  positiven  Erfahrungen  mit  den  Sektoren 
Energiewirtschaft  und  Telekommunikation 
genau  studieren  und  die  Über-
tragbarkeit auf den Wassersektor 
ernsthaft prüfen. Dazu gehört die 
Einbeziehung aller Preise und Ge-
bühren in eine Anreizregulierung. 
Die Unternehmen müssen wie in 
den  anderen  Sektoren  gezwun-
gen  werden,  vergleichbare  Daten  zu  liefern. 
Dies sollte nicht auf freiwilliger Basis erfolgen. 
Hier liegt international ausreichend Erfahrung 
vor, die auch für Deutschland sinnvoll genutzt 
werden kann. 
Wie  werden  sich  diese  Maßnahmen  auf  die 
Verbraucherpreise auswirken?
Die  Wasserpreise  werden  mit  Sicherheit  sin-
ken. Die Verfügung gegen Wetzlar zum Beispiel 
liegt im Bereich von dreißig Prozent. Wir haben 
Preisunterschiede für eine normale Familie im 
Bereich von 100 bis 400 Euro pro Jahr identi-
fiziert. Es ist natürlich nicht damit zu rechnen, 
dass überall derselbe Wasserpreis gezahlt wer-
den wird, das ist auch nicht sinnvoll. Es geht 
hier um die Ineffizienzen und die überhöhten 
Kosten, die angesetzt werden.
Sechs Fragen an Christian von Hirschhausen
„Die Wasserwirtschaft muss reguliert 
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in Niedersachsen. Das mit 500,52 Euro teuerste 
westdeutsche Unternehmen sitzt in Rheinland-
Pfalz.
Die Preisunterschiede sind nicht ausschließ-
lich auf äußere Bedingungen des Versorgungs-
gebietes – wie die Topographie oder die Bevöl-
kerungsdichte – zurückzuführen. Ein Teil der 
Preisdifferenzen geht auch auf eine ineffiziente 
Leistungserstellung zurück, was ersichtlich wird, 
wenn strukturell ähnliche Wasserunternehmen 
miteinander verglichen werden. 
Hessens Vorstoß für niedrigere 
Wasserpreise
In Deutschland werden Trinkwassergebühren 
erhoben, wenn Verbraucher das Trinkwasser 
direkt von ihrer Kommune beziehen. Die Kon-
trolle dieser Gebühren obliegt dann der jewei-
ligen Kommunalaufsicht – nicht etwa der Kar-
tellbehörde. Die Kartellbehörde kann nur dann 
rechtlich gegen vermutete überhöhte Preise vor-
gehen, wenn das Wasserunternehmen mittels 
eines Konzessionsvertrags mit der Kommune ein 
ausschließliches Recht zur Lieferung von Trink-
wasser vereinbart hat.
Eine andere Regelung liegt vor, wenn die Verbrau-
cher einen Versorgungsvertrag mit einem eigen-
ständigen Wasserversorgungsunternehmen, etwa 
einer kommunalen GmbH oder AG, eingehen. 
Dann werden keine Gebühren, sondern Preise für 
Trinkwasser erhoben. Die Kontrolle dieser Prei-
se für Trinkwasser, das auf der Grundlage der 
Allgemeinen Bedingungen für die Versorgung 
mit Wasser geliefert wird, obliegt wiederum den 
Landeskartellbehörden.3 
Weil sie überhöhte Wasserpreise vermutet, be-
treibt die hessische Landeskartellbehörde seit 
einigen Jahren Untersuchungen. Gegen acht 
hessische Wasserunternehmen, die zusammen 
eine Million Einwohner beliefern, laufen derzeit 
Kartellverfahren. Die Intensität der Untersuchun-
gen hat sich dabei in den letzten Jahren verstärkt. 
Nicht zuletzt auch wegen der Einführung der An-
reizregulierung im Januar 2009 in der Elektrizi-
täts- und Gaswirtschaft sowie im Eisenbahnsektor 
(in Vorbereitung) hat das Thema an Aktualität 
gewonnen.4
Methodisch orientiert sich die Vorgehensweise am 
Vergleichsmarktkonzept gemäß § 19 Abs. 4 Nr. 2 
Gesetz  gegen  Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWB) (Kasten). Da es im Bereich der Wasserver-
sorgung keine Vergleichsmärkte gibt, ist es auch 
zulässig, die Konditionen anderer gleichartiger 
Unternehmen heranzuziehen. Dabei zielt der 
Begriff der Gleichartigkeit einzig und allein auf 
die aus Kundensicht unternehmerische Tätigkeit 
und die wirtschaftliche Funktion des Unterneh-
mens. Da dies bei einem Vergleich von Wasser-
versorgern gegeben ist, wäre es prinzipiell zu-
lässig, alle Unternehmen ohne Berücksichtigung 
auf strukturelle Besonderheiten miteinander zu 
vergleichen. Im Rahmen der Rechtfertigung be-
kommen die Unternehmen aber die Möglichkeit, 
abweichende Preise durch besondere Umstände 
zu begründen. Hierbei werden unterschiedliche 
Preise in den Kommunen durch die Berücksich-
tigung von Strukturvariablen vergleichbar ge-
macht. 
Bereits im Jahr 1999 erreichte die Landeskartell-
behörde eine Preissenkung des Wasserversorgers 
in Darmstadt um sieben Prozent. 2001 konnten 
die Preise für Trinkwasserlieferungen in der Lan-
deshauptstadt Wiesbaden um neun Prozent ge-
senkt werden. Trotz dieser Preissenkung zählen 
beide Unternehmen weiterhin zu den teuersten 
hessischen Wasserversorgern, weshalb eine er-
neute Überprüfung zur Debatte steht. Weitere 
moderate Preissenkungen wurden bei den Was-
serversorgern in Eltville und Offenbach (2004) 
sowie Hanau (2005) erreicht. Eine einvernehm-
liche Lösung konnte mit den Stadtwerken Geln-
3   Die Kartellaufsicht obliegt den Landeskartellbehörden, da in der 
Regel die Wasserversorgung kleinräumig betrieben wird und meist 
Ländergrenzen nicht überschreitet.
4   Als Anreizregulierung bezeichnet man die Vorgabe von Preis- oder 
Erlösgrenzen durch die Regulierungsbehörde; das regulierte Unter-
nehmen hat dann einen „Anreiz“, seine Kosten zu senken um seinen 
Gewinn zu steigern.
Abbildung
Trinkwasserausgaben 2003 eines 
durchschnittlichen Haushalts1 nach 
Versorgungsunternehmen

















1 Standardabnahmefall von 150 m³.
Quelle: Berechnungen des DIW Berlin.   DIW Berlin 2009Fallende Preise in der Wasserwirtschaft – Hessen auf dem Vormarsch
Wochenbericht des DIW Berlin Nr. 10/2009 153
hausen GmbH erzielt werden, die im Jahr 2007 
freiwillig ihre Preise um 20 Prozent senkten, um 
einer möglichen Verfügung zu entgehen.
Konkret sind seit dem Jahr 2007 Verfügungen 
gegen die Mainova Frankfurt am Main AG, die 
enwag Energie- und Wassergesellschaft Wetzlar und 
die Städtischen Werke Kassel ausgesprochen wor-
den (Tabelle). Dabei wurde der Vorwurf besonders 
überhöhter Wasserpreise konkretisiert: In der 
Verfügung vom 16. Mai 2007 wurde die enwag 
Wetzlar zu einer Preisreduktion von 29,4 Prozent 
aufgefordert. Die Mainova Frankfurt am Main AG 
wurde am 10. Dezember 2007, ebenso wie die 
Städtischen Werke Kassel AG am 10. April 2008, zu 
einer Preisreduktion von 37 Prozent gezwungen. 
Nach langem Rechtsstreit wurde die Verfügung 
gegen die enwag Wetzlar vom Oberlandesgericht 
Frankfurt am Main am 18. November 2008 bestä-
tigt. Daraufhin reichte die enwag vor dem Bun-
desgerichtshof erneut eine Rechtsbeschwerde 
gegen die Verfügung ein. Auch hier wird eine 
Bestätigung der Verfügung erwartet.5 Offen ist 
der Ausgang der Kartellverfahren in den Fällen 
Eschwege, Gießen, Herborn und Oberursel. Falls 
hier keine einvernehmliche Lösung gefunden 
wird, sind auch hier Preissenkungsverfügungen 
zu erwarten.
5   Die aktuelle Preisstruktur der enwag Wetzlar trat am 1. Januar  
2003 in Kraft. Eine im Juli 2005 in Kraft getretene Regelung 
(§ 32 Abs. 3 GWB) erlaube nunmehr auch die nachträgliche Fest-
stellung einer Zuwiderhandlung. Die Verfügung der LKBEW sah eine 
rückwirkende Feststellung der Verfügung bis zu diesem Zeitpunkt vor. 
Seitens des Oberlandesgerichts Frankfurt am Main wurde die Verfü-
gung gegen die enwag Wetzlar dem Grunde nach anerkannt. Lediglich 
die rückwirkende Feststellung, welche den Kunden im Erfolgsfall die 
Möglichkeit nachträglicher Schadensersatzforderungen gegeben 
hätte, wurde vom OLG Frankfurt aufgehoben.
Wetzlar als Präzedenzfall
Der Fall Wetzlar kann als Pilot- oder Präzedenzfall 
für eine größere Anzahl weiterer Verfahren an-
gesehen werden, da dort das Verfahren einer au-
ßerordentlich hohen Preissenkung am weitesten 
fortgeschritten ist. Bereits zu Beginn des Jahres 
2002 teilte die Landeskartellbehörde der enwag 
mit, dass ein Verdacht auf missbräuchlich über-
höhte Preise besteht. In diesem Schreiben wur-
den erste Vergleichsunternehmen benannt und 
der enwag die Möglichkeit gegeben, ihre höheren 
Kosten zu begründen. Mit der Art und Weise die-
ses Vorgangs erklärte sich die enwag in mehreren 
Punkten nicht einverstanden. Der danach über-
arbeitete Fragebogen wurde der enwag kurze Zeit 
später seitens der Landeskartellbehörde vorgelegt. 
Auch unter Berücksichtigung der in dem Frage-
bogen angegebenen besonderen Kostenfaktoren 
bestanden weiterhin Preisunterschiede zu den 
Vergleichsunternehmen von bis zu 80 Prozent.6 
Eine vorgeschlagene Preissenkung im Herbst 
2005 lehnte die enwag ab. 
Zur Beurteilung des Sachverhalts hat die Lan-
deskartellbehörde ihre Auswahlentscheidungen 
dargestellt, die der Wahl der Vergleichsunter-
nehmen sowie der Vergleichspreisbildung zu-
grunde lag. Es wurden für die enwag mehrere 
Strukturgesichtspunkte berücksichtigt, welche 
sich hauptsächlich auf die Wasserverteilung (bis 
zu 87 Prozent Gesamtkostenanteil) beziehen. 
Konkret sind dies 
Versorgungs- und Abnehmerdichte, •	
6   Vgl. Hessische Landeskartellbehörde Energie und Wasser: Verfü-
gung zur Wasserpreissenkung an enwag Wetzlar vom 9. Mai 2007.
Tabelle
Bislang erreichte Preissenkungen bei hessischen Wasserversorgern
Ort und Unternehmen Status des Kartellverfahrens
Gesamtpreis vor  
der Senkung1




Darmstadt: HSE/Entega vorläufig abgeschlossen 1999 2,66 2,47 7
Wiesbaden: Stadtwerke AG vorläufig abgeschlossen 2001 2,96 2,69 9
Eltville: WV Oberer Rheingau abgeschlossen 2004 2,84 2,53 11
Offenbach: EVO abgeschlossen 2004 2,49 2,27 9
Hanau: Kreiswerke GmbH abgeschlossen 2005 2,47 2,22 10
Frankfurt am Main: Mainova Verfügung 2007 –2 2,29 37
Wetzlar: Enwag Verfügung 2007 –2 2,52 29,4
Kassel: Städtische Werke AG Verfügung 2008 –2 2,30 37
Eschwege: Stadtwerke offen 2,63
Herborn: Stadtwerke GmbH offen 2,45
Gießen: Stadtwerke offen 2,41
Oberursel/Taunus: Stadtwerke offen 2,41
1   In EUR pro m³ für einen 4-Personen-Haushalt mit einem Durchschnittsverbrauch von 150 m³ pro Jahr.
2   Preissenkung ist noch nicht rechtskräftig.
Quellen: Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung; Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2009Fallende Preise in der Wasserwirtschaft – Hessen auf dem Vormarsch
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nutzbare Wasserabgabe, •	
Abgabestruktur, •	
Gesamterträge der Wassersparte und •	
Anzahl der versorgten Einwohner.  •	
Im Allgemeinen gab die Landeskartellbehörde 
zu verstehen, Erschwernisse zur Preiserhöhung 
anzuerkennen, falls sie begründet vorliegen wür-
den. Im Zuge der Bewertung wurden sechs Ver-
gleichsunternehmen ausgetauscht. Gründe dafür 
waren die Wettbewerbssituation, abweichende 
strukturelle Gegebenheiten und ungenügende 
Belastbarkeit der Unternehmen. Im Hinblick auf 
die Preissenkung nahm die Behörde letztlich auf 
den geringsten, statt auf den größten Preisab-
stand Bezug. Somit erfolgte im Mai 2007 die 
Verfügung gegen die enwag, die Preise für die 
Lieferung von Trinkwasser in den betrachteten 
Abnahmefällen um 29,4 Prozent zu senken. 
Zur Rechtfertigung der Verfügung werden zum 
einen diejenigen Punkte aufgezählt, die sich 
nicht nachweislich preiserhöhend auswirken und 
zum anderen jene Punkte, bei denen der enwag 
entgegengekommen wurde. Zu den nicht preis-
erhöhenden Punkten gehören unter anderem die 
Zahlung von Konzessionsabgaben (die jedoch für 
die enwag ausnahmsweise aufgrund ihrer gerin-
gen Bedeutung als preiserhöhend stattgegeben 
wurden), der Betrieb eigener Gewinnungsanla-
gen, die mangelnde wirtschaftliche Optimierung 
der Wasserbeschaffung von Vorlieferanten, die 
Anzahl vorhandener Druckzonen, die Anzahl und 
Größe von Wasserbehältern zur Wasserspeiche-
rung sowie ungünstige Bodenarten im Versor-
gungsgebiet.
Die ausgesprochene Preissenkungsverfügung 
würde für die enwag erhebliche Umsatzeinbußen 
bedeuten. Derzeit wird von Umsatzrückgängen 
von zwei Millionen Euro pro Jahr ausgegangen. 
Gleichzeitig bedeutet die verfügte Preissenkung 
für den Verbraucher Ersparnisse von rund 0,70 
Euro pro Kubikmeter Wasser. Bezogen auf den 
Standardabnahmefall von 150 Kubikmetern ent-
spricht dies einer jährlichen Ersparnis von über 
100 Euro.7
Ausblick: Mehr Regulierung wagen
Hessen ist einen mutigen ersten Schritt in Rich-
tung ökonomisch angemessener Wasserpreise 
gegangen, dem andere Bundesländer folgen wer-
7   Vgl. Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesent-
wicklung: Pressemitteilung vom 14. Mai 2007 zur Preissenkungsverfü-
gung gegen enwag Wetzlar.
Der Effizienzvergleich der Wasserversorgungsunter-
nehmen basiert auf dem Vergleichsmarktkonzept. Als 
Vergleichspreis wird für die Unternehmen jeweils der 
Mischpreis aus Grund- und Arbeitspreis für verschiedene 
Standardabnahmefälle berechnet. Hierbei werden der 
Typfall 1 mit 150 m³ pro Jahr (4-Personen-Haushalt) 
sowie der Typfall 2 mit 400 m³ pro Jahr (Mehrfami-
lienhaus) betrachtet. Bei Besonderheiten in der Ab-
nehmerstruktur eines Wasserversorgers ist die Berück-
sichtigung weiterer Typfälle denkbar. Zur Rechtfertigung 
von Preisunterschieden können strukturelle Merkmale 
wie Abnehmeranzahl, Charakteristik des Versorgungs-
gebietes oder erschwerende Bedingungen angeführt 
werden. Es wird dabei zwischen zurechenbaren, also 
individuell beeinflussbaren Umständen, und nicht zu-
rechenbaren, also gebietsstrukturbedingten Umständen 
unterschieden. Nicht zurechenbar sind beispielsweise die 
Versorgungsdichte im jeweiligen Versorgungs  gebiet, 
Höhenunterschiede oder das lokale Grundwasserdar-
gebot. Die Rechtsform des Unternehmens, die Unter-
nehmensgröße  oder  auch  Überkapazitäten  zählen 
hingegen zu den zurechenbaren Umständen, welche 
der Wasserversorger selbst zu verantworten hat. Durch 
Zu- und Abschlagsrechnung findet dann eine Berück-
sichtigung der nicht zurechenbaren Umstände bei der 
Bildung des wettbewerbsgerechten Preises statt. Auf 
dieser Basis soll eine sichere und preiswürdige Versor-
gung mit Trinkwasser gewährleistet werden. Es können 
allerdings nur Kosten, die unausweichlich sind und nach 
dem Grundsatz der rationellen Betriebsführung anfallen, 
als Rechtfertigungsgrund geltend gemacht werden. Zu 
diesem Zweck hat die hessische Landeskartellbehörde 
für Energie und Wasser eine Datenbank mit Angaben 
zu Wasserversorgungsunternehmen aus dem gesam-
ten Bundesgebiet aufgebaut. Die Daten hierfür wurden 
auf Basis eines Fragebogens erhoben, welcher an ver-
schiedene Wasserversorgungsunternehmen versandt 
wurde. Aufgrund des Enquete-Rechts (§ 32 e GWB) sind 
die Unternehmen hierbei verpflichtet, die geforderten 
Daten anzugeben.1
1   Daiber, H.: Wasserwirtschaft und Kundenschutz zwischen  
Anspruch und Wirklichkeit. In: Becker, P. (Hrsg.): Kommunale  
Wirtschaft im 21. Jahrhundert. 2006.
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Trotz der grundsätzlich positiven Erfahrun-
gen mit Kartellverfahren in Hessen ist eine 
ex-post  Missbrauchsaufsicht  nicht  ausrei-
chend. Eine sektorspezifische Regulierung 
kann von vornherein auf Preise eingehen und 
die richtigen Anreize setzen. Somit gestalten 
die Unternehmen von sich aus die Preise ver-
braucherfreundlicher, weil sie beispielsweise 
bei Kostensenkungen einen Teil als Gewinn 
einbehalten dürfen. 
Technisch-ökonomisches Benchmarking mit  •	
Teilnahmeverpflichtung für alle Unterneh-
men: Zur Ermittlung von Preisobergrenzen 
sollte im Rahmen der Modernisierungsstrate-
gie ein verpflichtendes Benchmarking (Kenn-
zahlenvergleich) eingeführt werden. Elemen-
tare Voraussetzung einer funktionierenden 
Benchmarking-Strategie zu mehr Kosten-
effizienz sind die Rückkopplung und ein of-
fener Austausch von Informationen. Nur ein 
verpflichtendes Benchmarking kann dabei als 
geeignetes Mittel angesehen werden.
Verwendung moderner wissenschaftlicher  •	
Benchmarkingmethoden: In Ergänzung des 
Vergleichsmarktkonzepts sollten moderne 
wissenschaftliche Benchmarking-Methoden 
zur Anwendung kommen, wie sie etwa bei 
der Anreizregulierung der Verteilnetzbetrei-
ber Strom und Gas bereits verwendet werden: 
Verfahren wie die Data Envelopment Analysis 
(DEA) und die Stochastic Frontier Analysis 
(SFA) sind für die Wasserversorgung schon 
in anderen Ländern eingesetzt worden und 
werden auch für den Einsatz in Deutschland 
vorgeschlagen. 9
9   Data Envelopment Analysis (DEA) ist ein nicht-parametrisches 
Verfahren, welches sowohl in der Wissenschaft als auch in der 
Regulierungspraxis häufig verwendet wird; bei der Stochastic Frontier 
Analysis (SFA) handelt es sich dagegen um ein parametrisches Ver-
fahren; vgl. für eine nicht-technische Einführung mit Illustrationen der 
Verfahren Hirschhausen, C. v., Walter, M., Zschille, M.: Effizienzanalyse 
in der Wasserversorgung. GWF Wasser und Abwasser, Februar/März 
2009.
den. So haben Bayern, Berlin, Schleswig-Holstein 
und Nordrhein-Westfalen bereits angekündigt, 
bei Erfolg der hessischen Landeskartellbehörde 
nachzuziehen und ebenfalls die Kontrolle der 
Wasserversorger zu verstärken. Folgt man den Er-
fahrungen anderer Länder im Wassersektor, aber 
auch anderer Infrastruktursektoren in Deutsch-
land, zeichnen sich für die Zukunft folgende 
weitgehenden Reformen ab:
Aufhebung der Unterscheidung in Preise und  •	
Gebühren: Speziell die Unterscheidung zwi-
schen Wasserpreisen und Wassergebühren 
steht einer effizienten Missbrauchsaufsicht 
der Wasserwirtschaft im Wege. Ursprünglich 
zum Schutz des Endkunden erdacht, ist die-
se Trennung nunmehr eine Hürde auf dem 
Weg zu einer Regulierung der Wasserver-
sorgung. Seitdem auch kommunal geführte 
Betriebe stärker nach Grundsätzen rationel-
ler Betriebsführung handeln müssen, ist die 
Unterscheidung zwischen Wasserpreisen und 
Wassergebühren überflüssig, und es besteht 
juristischer Handlungsbedarf.8 Für das Bun-
desland Hessen würde dies die Erweiterung 
der Einflussmöglichkeit von derzeit lediglich 
43 auf alle 399 in Hessen aktuell tätigen Was-
serversorger bedeuten.
Übergang von der Missbrauchsaufsicht zu  •	
ganzheitlicher Regulierung: In dem technisch 
komplexen und von dauerhaften Monopolen 
gekennzeichneten Wassersektor braucht es 
klare Regeln zur Preisfindung. Eine ganzheit-
liche Regulierung für die Wasserverteilung 
ermöglicht die Berücksichtigung von Sek-
torspezifika wie technischen Rahmenbedin-
gungen, Umwelt- und Ressourcenaspekten. 
8   Beispielsweise könnte die enwag Wetzlar im Falle einer Bestäti-
gung des Urteils gegen sie durch den Bundesgerichtshof wieder auf 
das Gebührenmodell wechseln. Zwar bieten auch die Kommunal-
abgabengesetze Möglichkeiten, die Gebühren auf ihre Rechtmäßig-
keit zu prüfen, doch die hierbei erforderliche richterliche Preiskontrolle 
hat diverse Nachteile. So ist es durch die daran geknüpfte Einzelfall-
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